
tionalversammlung der DRV, Hoang . Van Hoan, emp
fangen.
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Auf Einladung des Stellvertreters des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Ministers der Justiz, Hans-Joachim 
Heusinger, weilte vom 16. bis 21. Dezember 1974 eine 
Delegation des Ministeriums der Justiz der Volksrepu

blik Bulgarien unter Leitung des Ministers Swetla 
Daskalowa in der DDR. Die bulgarischen Juristen führ
ten Gespräche zu Fragen der Gesetzgebung, der Recht
sprechung, der Aus- und Weiterbildung von Justizka
dern sowie zur Arbeitsweise der Rechtsanwaltschaft. 
Im Bezirk Rostock informierten sie sich über die Orga
nisation des Bezirksgerichts und die Anleitung der 
Kreisgerichte.

Rechtsprechung

Familienrecht

§35 FGB; §3 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 25.
1. Müssen bei der Entscheidung über das Erziehungs
recht die Umstände der Ehescheidung unter dem Ge
sichtspunkt der Vorbildwirkung der Eltern beachtet 
werden, so sind vor allem die bisherigen oder künfti
gen Auswirkungen des Verhaltens der Eltern auf die 
Kinder zu prüfen.
2. Für die Prüfung des bisherigen erzieherischen Ein
flusses der Eltern sind auch ihre Vorzüge und positiven 
erzieherischen Bemühungen zu ermitteln.
3. Ist der erzieherische Einfluß des einen oder anderen 
Elternteils umstritten, dann ist es nicht ausreichend, 
die von einer Partei überreichten Stellungnahmen an
derer Bürger zum Gegenstand der Verhandlung zu ma
chen. Falls ihre Bekundungen für die Entscheidung von 
Bedeutung sein könnten, sind sie als Zeugen zu verneh
men; ggf. können sie sich zu vorgegebenen Beweisfra
gen als Zeugen schriftlich äußern (§ 377 ZPO).
OG, Urteil vom 19. November 1974 — 1 ZzF 22/74.

Die Parteien waren bereits von 1962 bis 1968 miteinan
der verheiratet. Aus dieser Ehe sind zwei Kinder, die 
jetzt 12 und 9 Jahre alt sind, hervorgegangen. Bei der 
Ehescheidung übertrug das Kreisgericht das Erzie
hungsrecht für beide Kinder der Klägerin.
Im November 1972 verheirateten sich die Parteien er
neut miteinander. Das Kreisgericht hat die Ehe geschie
den, das Erziehungsrecht für die beiden Kinder dem 
Verklagten Überträgen und die Klägerin zur Unterhalts
zahlung für die Kinder verurteilt.
Zur Begründung der Ehescheidung hat das Kreisgericht 
ausgeführt; Es sei ein schwerer Fehler der Parteien 
gewesen, sich erneut miteinander zu verheiraten, ob
wohl bereits ihre erste gemeinsame Ehe wegen der 
unterschiedlichen Auffassungen und Charaktere ge
scheitert sei. Vor allem das unbeherrschte Verhalten 
der Klägerin habe ein harmonisches Zusammenleben 
verhindert. Der Verklagte habe meist nachgegeben, ohne 
deshalb — wie von der Klägerin behauptet wurde — 
interessenlos gewesen zu sein. Für die Klägerin habe 
bei der zweiten Eheschließung die Lösung von Woh
nungsfragen im Vordergrund gestanden. Deshalb habe 
sie dem Verklagten auch zu verstehen gegeben, daß sie 
keine sexuellen Beziehungen zu ihm aufnehmen wolle. 
Unter den ständigen Spannungen zwischen den Par
teien hätten auch die Kinder zu leiden.
Zur Entscheidung über das Erziehungsrecht, das jede 
Partei begehrt hatte, hat das Kreisgericht dargelegt; 
In Übereinstimmung mit dem Vorschlag des Referats 
Jugendhilfe sei es dem Verklagten zu übertragen gewe
sen. Er sei eiq ruhiger Mensch und daher besser ge
eignet, die Kinder zu erziehen. Die Klägerin sei bei der 
bisherigen Erziehung sehr unbeherrscht gewesen und 
habe die Kinder auch geschlagen. Die Klägerin könne 
auch wegen ihrer Beziehungen zu dem Zeugen H. in 
moralischer Hinsicht kein Vorbild für die Kinder sein.

Die Klägerin hat wegen der Entscheidung über das Er
ziehungsrecht Berufung eingelegt. Sie hat vorgetragen, 
daß sich das Kreisgericht ungenügend mit den Gründen 
befaßt habe, die bereits für die erste Ehescheidung maß
geblich gewesen seien. In den fünf Jahren bis zur 
erneuten Eheschließung habe sie die Kinder allein be
treut und erzogen und ihre Erziehungsfähigkeit bewie
sen. Zwischen ihr und den Kindern habe sich in jener 
Zeit ein enges und herzliches Verhältnis entwickelt. 
Daran habe sich auch während der zweiten Ehe mit 
dem Verklagten nichts geändert, die sie vor allem we
gen der Kinder geschlossen habe. Er sei keineswegs bes
ser als sie geeignet, die Kinder zu erziehen, denn er 
sei nachgiebig, widersprüchlich und inkonsequent. Auch 
er sei zu den Kindern unbeherrscht gewesen und habe 
sie gelegentlich geschlagen.
Der Verklagte hat beantragt, die Berufung zurückzu
weisen. Die Klägerin habe während der fünfjährigen 
Trennung der Parteien einen unmoralischen Lebens
wandel geführt. Zu den Kindern sei sie lieblos gewe
sen. Sie unterhalte weiterhin Beziehungen zu dem Zeu
gen H.
Das Bezirksgericht hat die Berufung der Klägerin zu
rückgewiesen.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge
richts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat sich bei seiner Entscheidung 
nicht im erforderlichen Maße mit der gesetzlichen Re
gelung und den dazu ergangenen Leitungsdokumenten 
des Obersten Gerichts befaßt. Nach § 25 Abs. 1 FGB ist 
ftir die Entscheidung über das Erziehungsrecht maßgeb
lich, die weitere Erziehung und Entwicklung der Kin
der zu sichern. In der Richtlinie Nr. 25 des Plenums 
des Obersten Gerichts zu Erziehungsrechtsentscheidun
gen vom 25. September 1968 (GBl. II S. 847; NJ 1968
S. 651) wird in Ziff. 6 darauf hingewiesen, daß in Ver
fahren, in denen die Eltern keinen übereinstimmenden 
Vorschlag zum Erziehungsrecht unterbreiten, im allge
meinen eine eingehende Sachaufklärung notwendig ist. 
Dazu sind alle im Einzelfall nach § 25 Abs. 2 FGB be
achtlichen Umstände zu untersuchen, im Zusammen
hang zu würdigen, gegeneinander abzuwägen und 
Schlußfolgerungen zu ziehen, welcher Eltemteil für die 
künftige Ausübung des Erziehungsrechts besser geeignet 
ist.
Das Bezirksgericht hat seine Entscheidung vor allem auf 
die Gründe der Ehescheidung gestützt und daraus ab
geleitet, daß die Klägerin mit ihrem Verhalten in der 
Ehe ihrer Vorbild Wirkung gegenüber den Kindern nicht 
gerecht geworden sei. Es hat die Zerrüttung der Ehe im 
wesentlichen auf Mängel der Klägerin zurückgeführt 
und insbesondere ihren Kontakt zu dem Zeugen H. her
ausgestellt. Demgegenüber hatte das Kreisgericht die 
Gründe der Scheidung vor allem in den unterschied
lichen Charakteren und Anschauungen der Parteien
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